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§ 76 ElWOG idgF (BGBl I Nr. 174/2013)  

(3) Endverbraucher ohne Lastprofilzähler können für die Einleitung 
und Durchführung des Wechsels relevante Willenserklärungen 
gegenüber Lieferanten elektronisch über von diesen anzubietende 
Websites zu jeder Zeit formfrei vornehmen. Wird ein Lieferant 
durch den Endverbraucher zur Abgabe von Willenserklärungen 
bevollmächtigt, so ist die Bevollmächtigung Netzbetreibern und 
anderen Lieferanten glaubhaft zu machen. Der Netzbetreiber hat 
den Endverbraucher unverzüglich über die Einleitung des 
Wechselprozesses in Kenntnis zu setzen. Die Lieferanten haben 
benutzerfreundliche Vorkehrungen zu treffen, welche die 
Identifikation und Authentizität des Endverbrauchers 
sicherstellen. Die Regulierungsbehörde hat im Rahmen des 
Tarifkalkulators (§ 22 E-ControlG) durch Setzung von Hyperlinks eine 
Auffindung der Websites der Lieferanten zu ermöglichen. Die 
Lieferanten haben die hiefür erforderlichen, aktuellen 
Informationen der Regulierungsbehörde unaufgefordert zur 
Verfügung zu stellen. 



Genese 

Initiativantrag 

 

„Da die Möglichkeit von rein elektronischen Vertragsabschlüssen 
über das Internet bereits zunehmend durch Kunden genutzt wird 
und wohl auch einer weiteren Belebung des Wettbewerbs dient, 
soll diese Möglichkeit nun auch Kunden, die ihren Lieferanten auf 
ausschließlich elektronischem Weg wechseln wollen, geboten 
werden. Die Lieferanten und Netzbetreiber müssen daher die 
elektronischen, aus zivilrechtlicher Sicht (insbesondere Vollmacht) 
und aus technischer Sicht für die Vornahme eines Wechsels 
erforderlichen Willenserklärungen anerkennen. Für die 
Rechtswirksamkeit der elektronischen Vollmacht dürfen seitens der 
Lieferanten und Netzbetreiber keine Formerfordernisse (zB 
Schriftform iSd § 886 ABGB) verlangt werden. Zur Sicherung einer 
einwandfreien Abwicklung des Online-Wechsels sind Lieferanten 
zur Anpassung ihrer Vertriebs- und Dienstleistungssysteme 
verpflichtet.“ 



Systematik 

§ 76 Abs. 3 ElWOG 
(3) Endverbraucher ohne Lastprofilzähler 
können für die Einleitung und Durchführung 
des Wechsels relevante Willenserklärungen 
gegenüber Lieferanten elektronisch über von 
diesen anzubietende Websites zu jeder Zeit 
formfrei vornehmen. Wird ein Lieferant durch 
den Endverbraucher zur Abgabe von 
Willenserklärungen bevollmächtigt, so ist die 
Bevollmächtigung Netzbetreibern und anderen 
Lieferanten glaubhaft zu machen. Der 
Netzbetreiber hat den Endverbraucher 
unverzüglich über die Einleitung des 
Wechselprozesses in Kenntnis zu setzen. Die 
Lieferanten haben benutzerfreundliche 
Vorkehrungen zu treffen, welche die 
Identifikation und Authentizität des 
Endverbrauchers sicherstellen. Die 
Regulierungsbehörde hat im Rahmen des 
Tarifkalkulators (§ 22 E-ControlG) durch 
Setzung von Hyperlinks eine Auffindung der 
Websites der Lieferanten zu ermöglichen. Die 
Lieferanten haben die hiefür erforderlichen, 
aktuellen Informationen der 
Regulierungsbehörde unaufgefordert zur 
Verfügung zu stellen. 

§ 123 Abs. 3 GWG 
(3) Endverbraucher ohne Lastprofilzähler 
können für die Einleitung und Durchführung 
des Wechsels relevante Willenserklärungen 
gegenüber Versorgern elektronisch über von 
diesen anzubietende Websites zu jeder Zeit 
formfrei vornehmen. Wird ein Versorger durch 
den Endverbraucher zur Abgabe von 
Willenserklärungen bevollmächtigt, so ist die 
Bevollmächtigung Netzbetreibern und anderen 
Versorgern glaubhaft zu machen. Der 
Netzbetreiber hat den Endverbraucher 
unverzüglich über die Einleitung des 
Wechselprozesses in Kenntnis zu setzen. Die 
Versorger haben benutzerfreundliche 
Vorkehrungen zu treffen, welche die 
Identifikation und Authentizität des 
Endverbrauchers sicherstellen. Die 
Regulierungsbehörde hat im Rahmen des 
Tarifkalkulators (§ 22 E-ControlG) durch Setzung 
von Hyperlinks eine Auffindung der Websites 
der Versorger zu ermöglichen. Die Versorger 
haben die hiefür erforderlichen, aktuellen 
Informationen der Regulierungsbehörde 
unaufgefordert zur Verfügung zu stellen. 



Problematik 

 

 

 

Kündigung ǂ Vollmacht zur Kündigung 







§ 4 Wechselverordnung Strom 

• Präzisiert Ablauf 
• Differenziert in § 4 Abs. iVm Anhang 1.2 

unterschiedliche Szenarien der (Glaubhaftmachung 
der) Bevollmächtigung 

• Geht ersichtlich vom Leitbild einer schriftlichen 
Bevollmächtigung aus 

• Grund: (vermutlich) Datenschutz (§ 7 Abs. 2 DSG 2000) 
• Jedoch (wohl) schon de lege lata nicht geboten, denn: 
• Grundlage der Datenverarbeitung des neuen 

Lieferanten und damit Grundlage seiner rechtlichen 
Befugnis zur Datenverarbeitung ist der 
Stromlieferungsvertrag mit dem Endverbraucher, nicht 
die Vollmacht zur Kündigung des Altvertrags. 
 



Vollmacht 

• Rechtsgeschäftlich erteilte Vertretungsmacht 

• Formfrei (§§ 883, 1005 ABGB) 

• Formvorschriften spezialgesetzlich möglich 

• Ausdehnung auch praeter/contra legem denkbar, wenn das 
Rechtsgeschäft, in dem vertreten werden soll, 
Formvorschriften kennt 

• Jedoch:  
• Stromlieferungsvertrag kann formfrei geschlossen werden 
• Auch Wechsel nach klarem Wortlaut des Gesetzes formfrei möglich 
• Übereilungsschutz nicht erforderlich (Fernabsatzvertrag) 

 

 Daher weder aus Warn- noch aus Beweisüberlegungen 
(Ausdehnung einer) Schriftform auf die Vollmacht geboten 



Rechtsvergleich 

 

 

 

Ergebnis in Deutschland (weitgehend) ident 



Ergebnis 

• Es lassen sich keine Gründe finden, eine schriftlich 
erteilte Vollmacht bei Vertretung des Kunden 
anlässlich des Wechsels durch den Neulieferanten 
zu verlangen 

 

• Die untergesetzlichen Regelungen zur 
Durchführung des Wechsels sind entsprechend 
anzupassen 



Mögliche Alternative 1: Qualifizierte 
elektronische Signatur/Bürgerkarte 

Vorteile 

• Hoher Schutz von 
Authentizität und 
Identitität 

 

Nachteile 

• Bei Endkunden (weiterhin) 
kaum verbreitet 

• Technisches und rechtliches 
Konzept (weiterhin) 
komplex 

• Gleichsetzung mit 
Schriftform, daher gerade 
keine freie Form, die 
gesetzlich geboten ist 

 

 

Fazit: Zulässig, aber nur bei weiteren Alternativen 



Mögliche Alternative 2: 
Onlineformular + Kopie eines 
amtlichen Ausweisdokuments 

Vorteile 

• Relativ hoher Schutz 
von Authentizität und 
Identitität 

• Vom Gesetzgeber 
gewollt (vgl. 
Materialien) 

 

Nachteile 

• Medienbruch 

• Hoher Prüf- und 
Dokumentationsaufwand 
beim Erklärungsempfänger 

• Missbrauch nicht 
ausgeschlossen 

 

 

Fazit: Zulässig, weitere Alternativen erforderlich 



Mögliche Alternative 3:  
User-ID/Passwort +weitere Authen-
tifizierung (E-Mail, TAN, etc.) 
 
Vorteile 

• Hoher 
Verbreitungsgrad 

• Hohe 
Kundenvertrautheit 

• Mannigfache 
Einsatzszenarien 

Nachteile 

• Relativ geringer Grad 
der Identifizierung und 
Authentifizierung 

• Relativ hoher 
Prüfaufwand beim 
Erklärungsempfänger 

• Beweisprobleme 

Fazit: Zulässig, aber missbrauchsgefährdet 



Mögliche Alternative 4:  
E-Mail-Identifizierung + branchenspezifische 
Zusatzinformation = Zählpunktbezeichnung 

Vorteile 
• Relativ hoher Grad der 

Identifizierung und 
Authentifizierung 

• Geringer Prüfaufwand beim 
Erklärungsempfänger 

• Schon jetzt rechtlich 
abgesichert (§ 5 Abs. 1 
WechselVO) 

• Kein Medienbruch 
erforderlich 

• Entspricht dem (klaren) 
Willen des Gesetzgebers 

Nachteil 

• (gewisse) Komplexität 
für den Endkunden 

Fazit: Zulässig, Einsatz geboten 



Fazit 

 

Die Verwendung eines Identifizierungs- und 
Authentifizierungssystems beim Anbieterwechsel, 
das auf einem Webformular, der Abfrage einer 
gültigen E-Mail-Adresse und der korrekten 
Zählpunktbezeichnung beruht, ist zulässig und 
geboten.  
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